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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2006 Ausgegeben am 5. Oktober 2006 Teil II 

373. Verordnung: In-Verkehr-Bringen von Feuerzeugen (FeuerzeugV) 
 [CELEX-Nr.: 32006D0502] 

373. Verordnung der Bundesministerin für soziale Sicherheit, Generationen und 
Konsumentenschutz über das In-Verkehr-Bringen von Feuerzeugen (FeuerzeugV) 

Auf Grund des § 11 Abs. 2 des Produktsicherheitsgesetzes 2004, BGBl. I Nr. 16/2005, wird verord-
net: 

Begriffsbestimmungen 
§ 1. Im Sinne dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

 1. „Feuerzeug“: ein handelsübliches Einweg- oder nachfüllbares Feuerzeug mit integraler Brenn-
stoffversorgung, wie es vorwiegend zum Anzünden von Tabakwaren, aber auch von Gegenstän-
den wie Papier, Dochten, Kerzen und Laternen verwendet wird. 

 2. „Feuerzeug mit Unterhaltungseffekt“: Feuerzeug entsprechend der Definition in Punkt 3.2 der 
ÖNORM EN 13869:2002 (siehe Anlage 1). 

 3. „Kindergesichertes Feuerzeug“: ein Feuerzeug, das unter üblichen oder vernünftigerweise vor-
hersehbaren Verwendungsbedingungen, etwa aufgrund 

 – des erforderlichen Kraftaufwands oder 
 – seiner konstruktiven Beschaffenheit oder 
 – des Schutzes des vorhandenen Zündmechanismus oder 
 – aufgrund der Komplexität oder Ablauffolge der erforderlichen Handhabungsvorgänge 

nicht von Kindern unter 51 Monaten betätigt werden kann. 
Bei Feuerzeugen, 

 a) die nationalen Normen zur Umsetzung der Europäischen Norm EN 13869:2002 mit Aus-
nahme der Ziffern 3.1, 3.4 und 5.2.3 genügen oder 

 b) den einschlägigen Bestimmungen von Drittländern, in denen mit dieser Verordnung 
gleichwertige Anforderungen für Kindersicherungen gelten, entsprechen, 

ist davon auszugehen, dass sie kindergesichert sind (Konformitätsvermutung). 
 4. „Höherwertiges Feuerzeug“: ein nachfüllbares Feuerzeug, für das der Hersteller den zuständigen 

Behörden auf Anfrage belegen kann, dass es für eine Gesamtlebensdauer von mindestens fünf 
Jahren konzipiert, hergestellt und verkauft wird und insbesondere folgende Bedingungen erfüllt: 

 a) Das Feuerzeug muss während seiner gesamten Lebensdauer sicher nachfüllbar und repara-
turfähig sein; letzteres gilt insbesondere für den Zündmechanismus; 

 b) Teile, die keine Verschleißteile sind, aber im Dauergebrauch unter Umständen verschlei-
ßen oder ausfallen, müssen auch nach Ablauf der Gewährleistungsfrist von einer zugelas-
senen oder spezialisierten Kundendiensteinrichtung mit Sitz in der Europäischen Union 
ersetzt oder repariert werden können. 

 5. „Feuerzeug-Modell“: Feuerzeuge desselben Herstellers, die weder von der Formgebung her noch 
aufgrund anderer Merkmale so von einander abweichen, dass sich dies auf die Kindersicherheit 
auswirken könnte. 

 6. „Kindersicherungsprüfung“: eine systematische Prüfung der kindergesicherten Beschaffenheit 
eines bestimmten Feuerzeug-Modells, insbesondere Prüfungen nach ÖNORM EN 13869:2002 
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mit Ausnahme der Ziffern 3.1, 3.4 und 5.2.3, oder nach den einschlägigen Bestimmungen von 
Drittländern, in denen dieser Verordnung gleichwertige Kindersicherheitsanforderungen gelten. 

Beschränkungen des In-Verkehr-Bringens, Nachweispflichten 
§ 2. (1) Das erstmalige In-Verkehr-Bringen von Feuerzeugen, die nicht kindergesichert sind, ist ver-

boten. 
(2) Das In-Verkehr-Bringen von Feuerzeugen, für die die Nachweispflichten gemäß § 3 nicht erfüllt 

werden, ist verboten. 
(3) Das erstmalige In-Verkehr-Bringen jeglicher Feuerzeuge mit Unterhaltungseffekt – auch wenn 

sie kindergesichert sind – ist verboten. 
§ 3. (1) Hersteller und Importeure haben 

 1. für jedes in Verkehr gebrachte Feuerzeug-Modell einen Kindersicherheits-Prüfbericht gemäß 
Anlage 2 mit Mustern des geprüften Feuerzeug-Modells aufzubewahren und den zuständigen 
Behörden auf Anforderung unverzüglich vorzulegen; 

 2. den zuständigen Behörden auf Anforderung nachzuweisen, dass die in Verkehr gebrachten Feu-
erzeuge dem geprüften Muster – insbesondere hinsichtlich der Kindersicherung – entsprechen, 
wobei der Nachweis durch ein geeignetes Prüf- und Kontrollprogramm zu erbringen ist; 

 3. – wenn an einem Feuerzeug-Modell Änderungen vorgenommen worden sind, die die Kindersi-
cherheit beeinflussen könnten – einen neuen Kindersicherheits-Prüfbericht bereitzuhalten und 
den zuständigen Behörden auf Anforderung unverzüglich vorzulegen. 

(2) Händler haben den zuständigen Behörden auf deren Anfrage unverzüglich die Daten ihrer Vorlie-
feranten bekannt zu geben um eine Rückverfolgung von Feuerzeugen in der Lieferkette zu ermöglichen. 

§ 4. Die Bestimmungen des § 2 Abs. 1 und 2 sowie des § 3 Abs. 1 gelten nicht für höherwertige 
Feuerzeuge. 

Prüfstellen 
§ 5. Die in § 3 Abs. 1 bzw. Anlage 2 aufgeführten Kindersicherheits-Prüfberichte sind auszufertigen 

von 
 (a) Prüfstellen, die die Anforderungen der ÖVE/ÖNORM EN ISO/IEC 17025:2005 „Allgemeine 

Anforderungen an die Kompetenz von Prüf- und Kalibrierlaboratorien“ erfüllen und die für 
die Durchführung von Kindersicherungstests bei Feuerzeugen von einem Mitglied der Interna-
tional Laboratory Accreditation Cooperation (ILAC) akkreditiert oder anderweitig von der zu-
ständigen Behörde des Mitgliedstaates für diesen Zweck anerkannt sind, oder 

 (b) Prüfstellen, deren Prüfberichte über Kindersicherungstests von einem der Länder, in denen 
Kindersicherungsanforderungen gelten, die mit den durch diese Verordnung festgelegten An-
forderungen gleichwertig sind, anerkannt werden. 

In-Kraft-Treten und Schlussbestimmungen 
§ 6. (1) Diese Verordnung tritt mit 11. März 2007 in Kraft. 
(2) Auf Feuerzeuge, die nachweislich vor dem 11. März 2007 erstmalig in einem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union in Verkehr gebracht wurden, finden die Bestimmungen dieser Verordnung keine 
Anwendung. 

§ 7. Durch diese Verordnung wird die Entscheidung der Kommission vom 11. Mai 2006 zur Ver-
pflichtung der Mitgliedstaaten, Maßnahmen zu treffen, damit nur kindergesicherte Feuerzeuge in Verkehr 
gebracht werden und das Inverkehrbringen von „Feuerzeugen mit Unterhaltungseffekten“ untersagt wird, 
Abl. Nr. L 198 vom 20. Juli 2006,  umgesetzt. 

Haubner 
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